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Verhandlungspunkte und Ergebnisse: 

1 Gesetz zur Erleichterung des Zugangs zu amtlichen Informationen in 
Nordrhein-Westfalen 9 

Gesetzentwurf 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Drucksache 17/8722 (Neudruck) 

Ausschussprotokoll 17/1132 (Anhörung am 24.09.2020) 

Änderungsantrag 

der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Drucksache 17/16897 

– abschließende Beratung und Abstimmung 

– Wortbeiträge 

Der Ausschuss lehnt den Änderungsantrag mit den Stimmen 
der Fraktionen von CDU, SPD, FDP und AfD gegen die Stim-
men der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ab. 

Der Ausschuss empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen von 
CDU, SPD, FDP und AfD gegen die Stimmen der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, den Gesetzentwurf abzulehnen. 
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2 Mehr Transparenz bei politischen Entscheidungsprozessen – Einfüh-
rung eines verbindlichen Lobbyregisters und des legislativen Fuß-
abdrucks 10 

Antrag 

der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Drucksache 17/10838 

Ausschussprotokoll 17/1312 (Anhörung am 25.02.2021) 

– abschließende Beratung und Abstimmung 

– Wortbeiträge 

Der Ausschuss empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen von 
CDU und FDP gegen die Stimmen der Fraktionen von SPD 
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei Enthaltung der AfD-Frak-
tion, den Gesetzentwurf abzulehnen. 

3 Angsträume beseitigen, Sicherheit erhöhen – die Verkehrswende 
braucht attraktive Bahnhöfe und Haltepunkte! 11 

Antrag 

der Fraktion der SPD 

Drucksache 17/15462 

in Verbindung mit: 

Initiative zur Stärkung der Sicherheit in öffentlichen Räumen im 
Rahmen der kommunalen Kriminalprävention 

Antrag 

der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Drucksache 17/15631 

Ausschussprotokoll 17/1719 (Anhörung am 03.02.2022) 

– abschließende Beratung und Abstimmungen 

– Wortbeiträge 

Der Ausschuss lehnt den Antrag der SPD-Fraktion mit den 
Stimmen der Fraktionen von CDU und FDP gegen die Stim-
men der Fraktionen von SPD und AfD bei Enthaltung der Frak-
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ab. 
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Der Ausschuss lehnt den Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, FDP 
und AfD gegen die Stimmen der Fraktionen von SPD und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ab. 

4 Verteilung der Polizeivollzugskräfte in Nordrhein-Westfalen (Bericht 
beantragt von der AfD-Fraktion [s. Anlage 1]) 13 

Bericht 
der Landesregierung 

Vorlage 17/6688 

– keine Wortbeiträge 

5 Straftaten wegen des Krieges in der Ukraine (Bericht beantragt von der 
AfD-Fraktion [s. Anlage 1]) 14 

Bericht 
der Landesregierung 

Vorlage 17/6691 

– Wortbeiträge 

6 18-jährige Ukrainerin auf Schiff für Geflüchtete vergewaltigt (Bericht 
beantragt von der AfD-Fraktion [s. Anlage 2]) 15 

Bericht 
der Landesregierung 

Vorlage 17/6693 

Vertrauliche Vorlage 17/217 

– mündlicher Bericht der Landesregierung 

7 Razzia in NRW gegen Drogenbande (Bericht beantragt von der AfD-Frak-
tion [s. Anlage 3]) 17 

Bericht 
der Landesregierung 

Vorlage 17/6674 

Vertrauliche Vorlage 17/216 

– Wortbeiträge 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 4 - APr 17/1781 

Innenausschuss 31.03.2022 
101. Sitzung (öffentlich)  
 
 

 

8 Innenminister verbietet radikale Hisbollah-Moschee (Bericht beantragt 
von der AfD-Fraktion [s. Anlage 4]) 18 

Bericht 
der Landesregierung 

Vorlage 17/6667 

– Wortbeiträge 

9 Gesetz zur Anpassung des Polizeigesetzes des Landes Nordrhein-
Westfalen und anderer Gesetze an das Telekommunikation-Telemedien-
Datenschutz-Gesetz 19 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 

Drucksache 17/16517 

Schriftliche Anhörung 

des Innenausschusses 

Stellungnahme 17/4970 

Stellungnahme 17/4971 

Stellungnahme 17/4972 

Stellungnahme 17/4973 

– abschließende Beratung und Abstimmung 

– Wortbeiträge 

Der Ausschuss empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen von 
CDU und FDP gegen die Stimmen der Fraktionen von SPD 
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei Enthaltung der AfD-
Fraktion, den Gesetzentwurf anzunehmen. 

10 Russischer Militärgeheimdienst plant Sabotage in Deutschland (Bericht 
beantragt von der AfD-Fraktion [s. Anlage 5]) 21 

Bericht 
der Landesregierung 

Vorlage 17/6669 

– keine Wortbeiträge 
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11 Schutz ukrainischer Flüchtlinge vor Missbrauch und Menschenhandel 
(Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 6]) 22 

Bericht 
der Landesregierung 

Vorlage 17/6697 

– Wortbeiträge 

12 Sachstand bei der Arbeit der „Koordinierungsgruppe Ukraine“ des 
Innenministeriums (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 6]) 23 

Bericht 
der Landesregierung 

Vorlage 17/6702 

– keine Wortbeiträge 

13 Aktivitäten der Rockergruppe „Nachtwölfe“ in NRW (Bericht beantragt 
von der SPD-Fraktion [s. Anlage 6]) 24 

Bericht 
der Landesregierung 

Vorlage 17/6692 

– Wortbeiträge 

14 Verbreitung eines Fake-Videos über einen angeblichen Mord an einem 
Jugendlichen (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 6]) 25 

Bericht 
der Landesregierung 

Vorlage 17/6714 

– keine Wortbeiträge 

15 Terrorverdacht gegen einen 34-jährigen Mann aus Essen (Bericht bean-
tragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 6]) 26 

Bericht 
der Landesregierung 

Vorlage 17/6668 

– Wortbeiträge 
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16 Mutmaßlicher Giftanschlag auf das britische Konsulat in Düsseldorf 
(Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 6]) 27 

Bericht 
der Landesregierung 

Vorlage 17/6695 

– Wortbeiträge 

17 Personalsituation beim Landesamt für Zentrale Polizeiliche Dienste 
(LZPD) (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 6]) 28 

Bericht 
der Landesregierung 

Vorlage 17/6670 

– Wortbeiträge 

18 Entwicklung der Personalstärke in der Direktion K (Bericht beantragt 
von der SPD-Fraktion [s. Anlage 6]) 30 

Bericht 
der Landesregierung 

Vorlage 17/6703 

– Wortbeiträge 

19 Einbindung der Hilfsorganisationen durch die Landesregierung bei 
der Aufnahme von ukrainischen Flüchtlingen (Bericht beantragt von der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN [s. Anlage 7]) 31 

Bericht 
der Landesregierung 

Vorlage 17/6699 

– Wortbeiträge 

20 Angekündigte Stärkung der Kriminalpolizei NRW (Bericht beantragt von 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN [s. Anlage 7]) 32 

Bericht 
der Landesregierung 

Vorlage 17/6696 

– keine Wortbeiträge 
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21 Aktuelle Entwicklungen im Corona-Protest-Spektrum (Bericht beantragt 
von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN [s. Anlage 7]) 33 

Bericht 
der Landesregierung 

Vorlage /6690 

– Wortbeiträge 

22 Salafismus in Nordrhein-Westfalen (Bericht beantragt von der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN [s. Anlage 7]) 34 

Bericht 
der Landesregierung 

Vorlage 17/6689 

– Wortbeiträge 

23 Fortsetzung der Aktivitäten der verbotenen Reichsbürgervereinigung 
„Geeinte deutsche Völker und Stämme“ in NRW? (Bericht beantragt von 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN [s. Anlage 7]) 35 

Bericht 
der Landesregierung 

Vorlage 17/6675 

– Wortbeiträge 

24 Versuch von „Der III. Weg“, eine Immobilie in Hilchenbach zu kaufen 
(Bericht beantragt von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN [s. Anlage 7]) 36 

Bericht 
der Landesregierung 

Vorlage 17/6676 

– Wortbeiträge 

* * * 
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1 Gesetz zur Erleichterung des Zugangs zu amtlichen Informationen in Nord-
rhein-Westfalen 

Gesetzentwurf 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 17/8722 (Neudruck) 

Ausschussprotokoll 17/1132 (Anhörung am 24.09.2020) 

Änderungsantrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 17/16897 

– abschließende Beratung und Abstimmung  

(Der Gesetzentwurf wurde nach der ersten Lesung am 12.03.2020 
an den Innenausschuss – federführend –, an den Ausschuss für 
Heimat, Kommunales, Bauen und Wohnen, an den Rechtsaus-
schuss sowie an den Ausschuss für Digitalisierung und Innova-
tion überwiesen.) 

Berivan Aymaz (GRÜNE) erläutert, ihre Fraktion habe die berechtigten Kritikpunkte 
der Sachverständigen im Änderungsantrag aufgenommen. 

Der Ausschuss lehnt den Änderungsantrag mit den Stimmen 
der Fraktionen von CDU, SPD, FDP und AfD gegen die Stim-
men der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ab. 

Der Ausschuss empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen von 
CDU, SPD, FDP und AfD gegen die Stimmen der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, den Gesetzentwurf abzulehnen. 
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2 Mehr Transparenz bei politischen Entscheidungsprozessen – Einführung 
eines verbindlichen Lobbyregisters und des legislativen Fußabdrucks 

Antrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 17/10838 

Ausschussprotokoll 17/1312 (Anhörung am 25.02.2021) 

– abschließende Beratung und Abstimmung  

(Der Antrag wurde nach Beratung am 16.09.2020 einstimmig an 
den Innenausschuss überwiesen; die abschließende Beratung 
und Abstimmung sollen dort in öffentlicher Sitzung erfolgen.) 

Berivan Aymaz (GRÜNE) betont, es gehe ihrer Fraktion nicht darum, alle Vorgänge 
in der Landesregierung, sondern den Ausgangspunkt für den ersten Impuls offenzule-
gen. 

Dr. Christos Georg Katzidis (CDU) greift die Bedenken der Sachverständigen auf, 
signalisiert aber grundsätzliche Offenheit für die nächste Legislaturperiode. 

Der Ausschuss empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen von 
CDU und FDP gegen die Stimmen der Fraktionen von SPD 
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei Enthaltung der AfD-Frak-
tion, den Gesetzentwurf abzulehnen. 
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3 Angsträume beseitigen, Sicherheit erhöhen – die Verkehrswende braucht 
attraktive Bahnhöfe und Haltepunkte! 

Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 17/15462 

(Der Antrag wurde nach Beratung am 03.11.2021 einstimmig an 
den Innenausschuss – federführend –, an den Ausschuss für Ar-
beit, Gesundheit und Soziales, an den Ausschuss für Heimat, 
Kommunales, Bauen und Wohnen sowie an den Verkehrsaus-
schuss überwiesen; die abschließende Beratung und Abstim-
mung sollen im federführenden Ausschuss in öffentlicher Sitzung 
erfolgen.) 

in Verbindung mit: 

Initiative zur Stärkung der Sicherheit in öffentlichen Räumen im Rahmen 
der kommunalen Kriminalprävention 

Antrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 17/15631 

Ausschussprotokoll 17/1719 (Anhörung am 03.02.2022) 

– abschließende Beratung und Abstimmungen  

(Der Antrag wurde nach Beratung am 26.11.2021 einstimmig an 
den Innenausschuss – federführend –, an den Ausschuss für Ar-
beit, Gesundheit und Soziales sowie an den Ausschuss für Hei-
mat, Kommunales, Bauen und Wohnen überwiesen; die ab-
schließende Beratung und Abstimmung sollen im federführen-
den Ausschuss in öffentlicher Sitzung erfolgen.) 

Hartmut Ganzke (SPD) verweist auf die Zustimmung der Sachverständigen. Die Lan-
desregierung möge sich in Zusammenarbeit mit der Deutschen Bahn und den Kom-
munen noch mehr für die Einrichtung von Waffenverbotszonen einsetzen. 

Berivan Aymaz (GRÜNE) gibt zu bedenken, für die Kriminalitätsbekämpfung müsse 
man einen breiteren stadtplanerischen Ansatz zugrunde legen. Waffenverbotszonen 
müssten zudem auch kontrollierbar und letztlich durchsetzbar sein, um die Menschen 
nicht in falscher Sicherheit zu wiegen. 

Dr. Christos Georg Katzidis (CDU) wendet ein, die Landesregierung tue das ihr 
rechtlich Mögliche und fördere darüber hinaus die Vernetzung, die Zusammenarbeit 
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und runde Tische. SPD und Grüne sollten ihre Anträge im Bundestag einbringen, weil 
dem Bund die Zuständigkeit für die Bundespolizei obliege. 

Marc Lürbke (FDP) stellt fest, alle Fraktionen wollten die Sicherheit im ÖPNV und an 
Bahnhöfen steigern. Als Teil der Großen Koalition habe die SPD im Bund aber das 
Ausbluten des Personals an den Bahnhöfen zugelassen. Viele Wachen der Bundes-
polizei zumal im ländlichen Raum seien kaum oder gar nicht besetzt. Mehr Videoka-
meras alleine böten keine Abhilfe, sondern es brauche auch entsprechendes Personal. 
Gemeinsame Wachen sollten in der Tat stärker forciert werden. Schwarz-Gelb stärke 
der Landespolizei allerdings bereits in eindrucksvoller Weise den Rücken und rüste 
sie materiell und personell so aus, um in Zusammenarbeit mit der Bundespolizei und 
der Deutschen Bahn ihre Aufgabe zu erfüllen. 

Markus Wagner (AfD) meint, die Waffenverbotszone könnte auch dazu führen, dass 
sich Menschen nicht mehr selbst verteidigen könnten, sodass sie sehr konsequent 
durchgesetzt werden müsste. Seine Fraktion begrüße die Forderung nach Bahnhofs-
aufsichten und stimme zu, dass Vandalismus und Verschmutzung Nachfolgetaten 
nach sich zögen. Auch das Vertrauensverhältnis zwischen Besuchern und Personal 
sei wichtig. Die Grünen aber hielten die Angst der Bürger vor Kriminalität auf öffentli-
chen Plätzen für unbegründet. Auch würden nicht nur bestimmte Gruppen von Gewalt 
betroffen, denn junge Männer seien nicht nur überdurchschnittlich häufig Täter, son-
dern ebenfalls Opfer. Auch kenne er keine offen rechtsextreme Szene auf öffentlichen 
Plätzen. 

Der Ausschuss lehnt den Antrag der SPD-Fraktion mit den 
Stimmen der Fraktionen von CDU und FDP gegen die Stim-
men der Fraktionen von SPD und AfD bei Enthaltung der Frak-
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ab. 

Der Ausschuss lehnt den Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, FDP 
und AfD gegen die Stimmen der Fraktionen von SPD und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ab. 
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4 Verteilung der Polizeivollzugskräfte in Nordrhein-Westfalen (Bericht bean-
tragt von der AfD-Fraktion [s. Anlage 1]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 17/6688 

– keine Wortbeiträge 
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5 Straftaten wegen des Krieges in der Ukraine (Bericht beantragt von der AfD-
Fraktion [s. Anlage 1]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 17/6691  

Sven Wolf (SPD) möchte wissen, inwiefern das „Z“ als Symbol verwendet werde. 

Minister Herbert Reul (IM) teilt mit, er habe alle Behörden darum gebeten, gegen die 
Verwendung dieses Zeichens einzuschreiten, wenn er den juristischen Hintergrund 
auch nicht genau kenne. 
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6 18-jährige Ukrainerin auf Schiff für Geflüchtete vergewaltigt (Bericht bean-
tragt von der AfD-Fraktion [s. Anlage 2]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 17/6693 
Vertrauliche Vorlage 17/217  

Minister Herbert Reul (IM) berichtet: 

Dass sich viele Bürger engagieren, ist großartig. Es gibt zahlreiche Kontaktmöglich-
keiten auch über das Internet: verschiedene Portale, öffentliche kommunale Chat-
gruppen, öffentliche Facebook-Gruppen, Portale von NGOs und von privaten Be-
treibern. All das ist prima, weil jeder Zugriff darauf hat und Menschen, die Hilfe brau-
chen, und Menschen, die Hilfe anbieten, auf unkomplizierte Weise zusammenkom-
men können.  

Unter den Menschen, die Hilfe anbieten, gibt es aber leider auch schwarze Schafe, 
die diese Notlage ausnutzen wollen. Das ärgert mich und macht mich fassungslos; 
das ist widerlich. Politik, Gesellschaft und Polizei müssen die Menschen schützen, 
die schon genug Leid erfahren haben. Deshalb versuchen wir, den Geflüchteten so 
weit wie möglich den Schutz zu bieten, den wir organisieren können.  

Wenn wir zum Beispiel Hinweise bekommen, dass sich Personen in verdächtiger 
Weise an Hilfesuchende wenden, schreiten wir sofort ein. Das tun wir übrigens nicht 
nur in der echten Welt wie in Unterbringungseinrichtungen, sondern auch in der 
digitalen Welt. Es gibt zum Beispiel Hinweise auf verdächtige Angebote in den Por-
talen, wenn etwa ein alleinstehender Mann Kinderbetten in seiner Wohnung anbie-
tet usw. In diesen Fällen werden wir direkt aktiv und schreiten ein. Wir haben auch 
schon entsprechende Portale entdeckt, auf denen so etwas stattfindet. Das haben 
wir im Blick, uns mit den Betreibern in Verbindung gesetzt, lassen User sperren und 
uns die Nutzerdaten übermitteln. Bei Anhaltspunkten für strafbare Handlungen wer-
den Ermittlungsverfahren eingeleitet. 

Wir führen auch gefahrenabwehrende Maßnahmen durch und leisten Opferschutz. 
So suchen wir zum Beispiel Personen auf, machen uns ein Bild von der Situation 
und führen Gefährderansprachen durch. Um auf potenzielle Täter aufmerksam zu 
werden, brauchen wir auch die Hilfe der Bürgerinnen und Bürger, die uns einen Tipp 
geben. Wir sind darauf angewiesen, dass sie 110 anrufen, wenn es Merkwürdigkei-
ten gibt. 

Auf der anderen Seite müssen wir aber auch die Geflüchteten sensibilisieren; das 
ist ein sehr komplizierter Teil, weil sie unsere Sprache nicht beherrschen. Deshalb 
gibt es unter anderem Informationen in Form von Flyern und mittlerweile auch auf 
der Internetseite der Polizei. Wir haben am Montag einen Erlass veröffentlicht, in 
dem wir die Behörden sowohl auf die Gefahren, also auch darauf aufmerksam ge-
macht haben, sich zu kümmern, aufmerksam zu machen und aufzuklären. Wir ha-
ben Flyer in unterschiedlichen Sprachen entwickelt. 
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Wir haben also ein waches Auge; die Polizei ist jetzt ganz verstärkt sensibilisiert. 
Faktisch gibt es extrem wenige Fälle, aber die theoretische Gefahr ist hoch, weshalb 
wir höllisch aufpassen müssen. 
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7 Razzia in NRW gegen Drogenbande (Bericht beantragt von der AfD-Fraktion 
[s. Anlage 3]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 17/6674 
Vertrauliche Vorlage 17/216  

Markus Wagner (AfD) fragt nach einem Handel über NRW hinaus, insbesondere in 
die Niederlande, sowie nach einer nachvollziehbaren Begründung, warum Personen 
mit so erheblichen Eintragungen im Bundeszentralregister nicht längst im Gefängnis 
säßen oder bei ausländischer Staatsangehörigkeit abgeschoben würden. 

Minister Herbert Reul (IM) gibt zu bedenken, für Gefängnisstrafen seien die Gerichte 
und damit letztlich das Justizministerium zuständig. Das Verfahren für die Abschiebun-
gen gestalte sich in Deutschland sehr kompliziert, wenngleich Minister Dr. Stamp wäh-
rend seiner Amtszeit so viele Personen abgeschoben habe „wie halb Deutschland 
nicht“. Er bezeichnet Nordrhein-Westfalen als „absolute Weltmeister beim Umsetzen“, 
wenn sich jeder Einzelfall auch ungeheuer schwierig darstelle, weil es sich um ein 
rechtsstaatlich einwandfreies Verfahren handeln müsse. 
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8 Innenminister verbietet radikale Hisbollah-Moschee (Bericht beantragt von 
der AfD-Fraktion [s. Anlage 4]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 17/6667  

Markus Wagner (AfD) möchte wissen, ob die Moschee an sich noch weiter betrieben 
werde und gegebenenfalls von wem. 

MR’in Iris Bachetzky-Knüst (IM) antwortet, das LKA kümmere sich um die Verwal-
tung der Immobilie. 
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9 Gesetz zur Anpassung des Polizeigesetzes des Landes Nordrhein-Westfa-
len und anderer Gesetze an das Telekommunikation-Telemedien-Daten-
schutz-Gesetz 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 17/16517 

Schriftliche Anhörung 
des Innenausschusses 
Stellungnahme 17/4970 
Stellungnahme 17/4971 
Stellungnahme 17/4972 
Stellungnahme 17/4973 

– abschließende Beratung und Abstimmung  

(Der Gesetzentwurf wurde nach der ersten Lesung am 16.02.2022 
einstimmig an den Innenausschuss – federführend – sowie an 
den Ausschuss für Kultur und Medien überwiesen.) 

Berivan Aymaz (GRÜNE) moniert, § 23 Abs. 6 schaffe sehr wohl eine Rechtsgrund-
lage für die Software Palantir, auch wenn der Innenminister nur von einer Klarstellung 
spreche. Sie bezweifle die Verhältnismäßigkeit, weil auf § 100a StPO verwiesen 
werde, der auch Vergehen beinhalte, worin eine unverhältnismäßige Ausweitung liege, 
was auch die Sachverständigen kritisiert hätten. Auch vermisse sie eine Evaluierungs-
vorschrift. 

Hartmut Ganzke (SPD) vermisst die Berücksichtigung der Bedenken der LDI. Auch 
greife § 23 Abs. 6 den mit dem geänderten Polizeigesetz doch eigentlich aufgegebe-
nen Begriff der drohenden Gefahr wieder auf; sehe er doch die Möglichkeit zur Daten-
auswertung bereits im Vorfeld einer konkreten Gefahr vor. 

Dr. Christos Georg Katzidis (CDU) bezeichnet es als wenig zielführend, wenn Sach-
verständige auf politische Internetseiten verwiesen. 

Markus Wagner (AfD) erkennt ebenfalls erhebliche Kritik der Sachverständigen und 
kritisiert, es gebe keinen präzisen Katalog der schweren Straftaten. 

Marc Lürbke (FDP) betont die rechtsstaatliche Notwendigkeit einer Rechtsgrundlage 
und wendet ein, wenn § 100a StPO selbst für die Telekommunikationsüberwachung 
ausreiche, genüge er wohl erst recht für den Datenschutz. Die LDI äußere keine grund-
legenden Bedenken. 
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LMR Prof. Dr. Klaus Schönenbroicher (IM) verweist auf die ausführliche Begrün-
dung des Gesetzentwurfs zur Verhältnismäßigkeit, zumal es nicht um eigenständige 
Eingriffsakte ohne eine neue Eingriffsdimension, sondern darum gehe, rechtmäßige 
und zulässige polizeiliche Datenbanken an die Moderne heranzuführen. Wenn die Po-
lizei ihre Erkenntnisse nicht in der richtigen Weise aufbereite und miteinander ver-
knüpfe, werde ihr auf der anderen Seite vorgeworfen, ihrem Auftrag zur Gefahrenab-
wehr und zur Strafverfolgung nicht nachzukommen. Nach der klaren Rechtsprechung 
des Bundesverfassungsgerichts insbesondere in seiner BKA-Entscheidung müsse die 
Eingriffsrelevanz berücksichtigt werden. 

In Bezug auf die Rechtsgüter definiere § 23 Abs. 6 Nr. 1 ganz klar die Straftaten; hinter 
der zweiten Fallgruppe fänden sich die Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestim-
mung. Die Abwesenheit der Evaluierungspflicht erscheine aus Sicht einer sachgerech-
ten Gesetzgebung mit Blick auf die Eingriffstiefe und die Eingriffsrelevanz richtig. 

Minister Herbert Reul (IM) unterstreicht, er habe sich massiv dafür eingesetzt, die 
Bedenken der LDI und der Opposition hinsichtlich der Frage, ob es einer separaten 
Rechtsgrundlage bedürfe, nachzukommen. Ihm das nun vorzuwerfen, irritiere ihn au-
ßerordentlich. 

Der Ausschuss empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen von 
CDU und FDP gegen die Stimmen der Fraktionen von SPD 
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei Enthaltung der AfD-Frak-
tion, den Gesetzentwurf anzunehmen. 
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10 Russischer Militärgeheimdienst plant Sabotage in Deutschland (Bericht be-
antragt von der AfD-Fraktion [s. Anlage 5]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 17/6669 

– keine Wortbeiträge 
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11 Schutz ukrainischer Flüchtlinge vor Missbrauch und Menschenhandel (Be-
richt beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 6]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 17/6697  

Markus Wagner (AfD) fragt nach Erkenntnissen zu den Tatorten, den Tätergruppen 
sowie der Herkunft der Täter. 

Minister Herbert Reul (IM) teilt mit, dies nicht in öffentlicher Sitzung vortragen zu können. 

Daniel Sieveke (CDU) hält es für erforderlich, vor Ort offen und transparent darüber 
zu sprechen, um nichts unter den Teppich zu kehren. 
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12 Sachstand bei der Arbeit der „Koordinierungsgruppe Ukraine“ des Innen-
ministeriums (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 6]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 17/6702 

– keine Wortbeiträge 
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13 Aktivitäten der Rockergruppe „Nachtwölfe“ in NRW (Bericht beantragt von 
der SPD-Fraktion [s. Anlage 6]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 17/6692  

Minister Herbert Reul (IM) teilt auf die Frage von Sven Wolf (SPD) mit, es gebe keine 
Aktualisierung durch sein Haus. 
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14 Verbreitung eines Fake-Videos über einen angeblichen Mord an einem Ju-
gendlichen (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 6]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 17/6714  

Minister Herbert Reul (IM) teilt mit, der verspätete Zugang des Berichts liege in der 
erst heute Mittag erfolgten Freigabe des Justizministeriums begründet. 
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15 Terrorverdacht gegen einen 34-jährigen Mann aus Essen (Bericht beantragt 
von der SPD-Fraktion [s. Anlage 6]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 17/6668  

Markus Wagner (AfD) möchte wissen, ob sich die Person in Untersuchungshaft be-
finde, auf welcher rechtlichen Grundlage und seit wann sie sich in Nordrhein-Westfalen 
aufhalte sowie ob weitere Straftaten bekannt und aufenthaltsbeendenden Maßnahmen 
geplant seien. 

LKD Martin Wentorf (IM) teilt mit, die Person sei wohl im Jahr 2016 nach Deutschland 
eingereist, mehrfach kriminalpolizeilich in Erscheinung getreten und befinde sich wei-
terhin auf freiem Fuß. 
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16 Mutmaßlicher Giftanschlag auf das britische Konsulat in Düsseldorf (Be-
richt beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 6]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 17/6695  

Sven Wolf (SPD) teilt mit, insbesondere die nordrhein-westfälische Parlamentarier-
gruppe Vereinigtes Königreich zeige sich besorgt, die an genau diesem Tag zum Ab-
schlussabendessen mit dem Generalkonsul zusammengekommen sei. Nordrhein-
Westfalen pflege eine sehr enge Verbindung zu Großbritannien und zeige sich solida-
risch. 
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17 Personalsituation beim Landesamt für Zentrale Polizeiliche Dienste (LZPD) 
(Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 6]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 17/6670  

Hartmut Ganzke (SPD) bitte darum, die 85 Stellen in Bezug zur Gesamtzahl der Stel-
len zu setzen, um sie besser einschätzen zu können, und möchte wissen, ob deshalb 
IT-Aufträge an Externe vergeben würden und welche Ausgaben dadurch entstünden. 

Markus Wagner (AfD) fragt, welche Gehälter der öffentliche Dienst denn zahlen 
müsste, um mit der Privatwirtschaft konkurrenzfähig zu werden. 

Minister Herbert Reul (IM) räumt ein, solche Gehälter könne der öffentliche Dienst 
nicht zahlen. Der Markt sei leergefegt, sodass man die Menschen davon überzeugen 
müsse, dass sie mit ihren Fähigkeiten im öffentlichen Dienst eine wichtige Aufgabe 
wahrnähmen. 

LPD Markus Henkel (IM) setzt fort, man spreche über etwa 400 Stellen insgesamt in 
der Abteilung II. Selbstverständlich vergebe man auch IT-Aufträge an Externe, könne 
aber die Größenordnung ad hoc nicht mitteilen, sodass er anbietet, die Angaben nach-
zureichen. 

Hartmut Ganzke (SPD) stellt fest, bei 400 Stellen rede man mit Blick auf die 85 unbe-
setzten also über ungefähr ein Viertel. Angesichts der Marktgegebenheiten müsse 
man IT-Fachleute gegebenenfalls höher besolden, anstatt Millionenbeträge für externe 
IT-Dienstleistungen auszugeben. 

Minister Herbert Reul (IM) erläutert, die Besoldung nur über die Erfahrungsstufen 
steigern zu können, denn man müsse sich im Gefüge des öffentlichen Dienstrechts 
bewegen, darüber hinaus aber auch neue Wege beschreiten, wobei es sich um ein 
Thema der Innenministerkonferenz handele. Dabei denke man etwa an eine eigene 
Besoldungsstruktur oder andere Maßnahmen, um dieses „außergewöhnliche Drama“ 
zu beenden. Auch überlege man, welchen eigenen Beitrag man leisten könne, um ei-
genes Personal zu qualifizieren. 

LPD Markus Henkel (IM) spricht von einer extrem herausfordernden Situation, der 
sich nicht nur die Polizei bzw. der öffentliche Dienst allgemein, sondern auch die Pri-
vatwirtschaft stellen müsse. Alle versuchten, die besten Köpfe zu gewinnen. Vor die-
sem Hintergrund habe der Arbeitgeberverband der Länder ein ganzes Maßnahmen-
bündel konzipiert und zahle auch Zulagen, die allerdings gerade erst umgesetzt wor-
den seien, sodass er über die Wirksamkeit noch nichts berichten könne. 
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Hartmut Ganzke (SPD) wiederholt seine Feststellung, beim LZPD seien also ein Vier-
tel der Stellen im IT-Bereich unbesetzt, und bittet den Minister um Bestätigung. 

Minister Herbert Reul (IM) antwortet, zum einen bekomme der öffentliche Dienst die 
Leute nicht. Zudem handele es sich um völlig neue Stellen, die erst ausgeschrieben 
und vergeben werden müssten. Insofern könne er nicht ausschließen, dass ein Teil 
der 85 Stellen möglicherweise noch gar nicht ausgeschrieben sei, weshalb man nicht 
behaupten dürfe, das Defizit liege bei einem Viertel. Tatsächlich gestalte es sich näm-
lich leider viel komplizierter, weil es sich in solchen Fällen nach Verabschiedung des 
Haushalts im öffentlichen Dienst immer um einen langwierigen Stellenbesetzungspro-
zess handele. Zudem würden in dieser Region sehr viele entsprechende Arbeitskräfte 
gesucht, an denen sowieso schon ein extremer Mangel herrsche. Daher nutze die 
Landesregierung unterschiedliche Möglichkeiten, plane andere und stelle wiederum 
andere in Kürze scharf. 

Sven Wolf (SPD) fragt nach der Zielvorgabe des Innenministeriums, um die Qualität 
zu erreichen, denn das LZPD sorge auch für die Qualität der Datenbanken und insbe-
sondere die Verbundverfahrenkontrolle, um Fehler wie bei Ahmad A. in Zukunft zu 
vermeiden. Vor diesem Hintergrund wolle er wissen, ob dies wegen der fehlenden 
Stelle nicht möglich sei. 

Minister Herbert Reul (IM) teilt mit, diese Stellen seien alle besetzt. Heute gebe es 
zudem mehr IT-Fachleute in der Polizei als vor fünf Jahren, die die Landesregierung 
allerdings nicht herbeizaubern könne. Die Gehaltsstruktur im öffentlichen Dienst er-
weise sich als Nachteil. Auf der anderen Seite stünden etwa die wichtige Aufgabe, was 
sich gerade beim Kindesmissbrauch zeige, sowie die Arbeitsplatzsicherheit und die 
Attraktivität der Arbeitsplätze im öffentlichen Dienst. Es werde nicht ausreichen, in 
Konkurrenz zu den anderen Arbeitgebern zu treten, sondern man bemühe sich auch, 
eigene Wege zu gehen. 
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18 Entwicklung der Personalstärke in der Direktion K (Bericht beantragt von der 
SPD-Fraktion [s. Anlage 6]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 17/6703  

Markus Wagner (AfD) möchte wissen, auf welchen Tätigkeitsfeldern die Regierungs-
beschäftigten arbeiteten und ob man ausschließlich über Vollzeitäquivalente spreche. 

Minister Herbert Reul (IM) erläutert, die Regierungsbeschäftigten arbeiteten überall 
dort, wo es nicht um polizeivollzugliche Tätigkeiten gehe, in letzter Zeit verstärkt auch 
als Spezialisten in den Landesoberbehörden wie dem LKA, dem LZPD und in der Fort-
bildung. Dabei spreche man über volle Stellen, wobei die jeweilige Behörde darüber 
entscheide, ob sie sie mit mehreren Teilzeitkräften besetze. 
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19 Einbindung der Hilfsorganisationen durch die Landesregierung bei der Auf-
nahme von ukrainischen Flüchtlingen (Bericht beantragt von der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN [s. Anlage 7]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 17/6699  

Berivan Aymaz (GRÜNE) fragt, wer denn nun Prognosen erstelle und die Organisa-
tionsfragen beantworte. 

Minister Herbert Reul (IM) antwortet, die Zuständigkeit liege beim MKFFI. Allerdings 
könne gegenwärtig wohl niemand zuverlässig prognostizieren, weil sich die Daten täg-
lich änderten. Nach seiner Kenntnis gebe es eine sehr enge Zusammenarbeit mit den 
Hilfsorganisationen; Klagen über größere Defizite kenne er nicht. 
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20 Angekündigte Stärkung der Kriminalpolizei NRW (Bericht beantragt von der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN [s. Anlage 7]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 17/6696 

– keine Wortbeiträge 
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21 Aktuelle Entwicklungen im Corona-Protest-Spektrum (Bericht beantragt von 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN [s. Anlage 7]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage /6690  

Berivan Aymaz (GRÜNE) bezeichnet es als bemerkenswert, dass die Szene Corona 
als Aufhänger benutzt habe, Misstrauen gegen die Demokratie zu säen, und dafür nun 
die Flüchtlingsbewegung aus der Ukraine und das Leid der Menschen benutze. Alle 
Demokratinnen und Demokraten seien aufgerufen, wachsam zu bleiben, nicht auf die 
Argumentationslinien dieser Szene hereinzufallen und Misstrauen zu erwecken. Aus-
weislich des Berichts gebe es nach wie vor Radikalisierungsprozesse von Einzelper-
sonen und Kleinstgruppen, sodass sie die Anzahl der Personen und interessiere, ob 
man bestimmte Orte ausmachen könne. 

LMR Jürgen Kayser (IM) spricht von insgesamt etwa 300 Personen, die der Verfas-
sungsschutz in dieser Szene als Organisatoren oder Brandbeschleuniger in den sozi-
alen Netzwerken wie insbesondere Telegram im Blick behalte, davon 20 Personen un-
ter sehr enger Beobachtung. Örtliche Schwerpunkte der Szene im Netz könne man 
nicht ausmachen. Beim Demonstrationsgeschehen auf der Straße gebe es einen lo-
kalen Schwerpunkt in Düsseldorf. 
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22 Salafismus in Nordrhein-Westfalen (Bericht beantragt von der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN [s. Anlage 7]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 17/6689  

Markus Wagner (AfD) möchte wissen, ob die 110 Personen, die sich noch im Ausland 
befänden, zu 60 % deutsche Staatsangehörige seien, welche Maßnahmen man er-
greifen wolle, um die Personen ohne deutsche Staatsangehörigkeit die Wiedereinreise 
nach Deutschland bzw. nach Nordrhein-Westfalen zu untersagen oder zumindest zu 
erschweren, wie viele Abschiebungen wohin durchgeführt worden seien und was er 
sich konkret unter Gefährdern vorstellen müsse. 

Minister Herbert Reul (IM) berichtet von einer Rückholaktion des Auswärtigen Amtes 
und des BKA, mit dem das LKA zusammengearbeitet habe. Dabei spreche man über 
zehn Frauen mit deutscher Staatsangehörigkeit und 27 Kindern, die aus Syrien nach 
Deutschland zurückgeholt worden seien. In der deutschen Staatsangehörigkeit liege 
auch der juristische Grund für die Rückholaktion. Das Flugzeug sei gestern Abend um 
23:45 Uhr in Frankfurt gelandet. Die Frauen hätten sich ursprünglich im Hoheitsgebiet 
des Islamischen Staates in Syrien und im Irak aufgehalten. Sie seien durch kurdische 
Kräfte festgenommen und zuletzt in von kurdischen Kräften in Syrien geführten Lagern 
festgehalten worden.  

Vier Frauen hätten einen Bezug zu Nordrhein-Westfalen, eine davon lediglich über 
ihren Ehemann, sodass die Zuständigkeit für sie beim bayerischen LKA liege. Die drei 
Frauen mit unmittelbarem Bezug nach NRW erwarteten nun Strafverfahren unter an-
derem wegen Mitgliedschaft in einer terroristischen Vereinigung. Zwei Frauen seien 
deshalb sofort festgenommen worden. 

LMR Jürgen Kayser (IM) erläutert auf die Fragen von Markus Wagner, etwa 60 % der 
Personen, die sich noch im Ausland aufhielten, hätten eine ausschließlich deutsche 
Staatsangehörigkeit. Der Rest verfüge entweder über eine ausländische oder eine ge-
mischte Staatsangehörigkeit. Die Personen seien in Deutschland zur Fahndung aus-
geschrieben. Die ausländerrechtlichen Maßnahmen fielen in die Zuständigkeit des 
MKFFI bzw. mit Blick auf die Wiedereinreise der Personen ohne deutsche Staatsan-
gehörigkeit in die des Auswärtigen Amtes. Nach dem Ausländerrecht jedenfalls hätten 
diese Personen grundsätzlich keinen Rückkehranspruch. 
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23 Fortsetzung der Aktivitäten der verbotenen Reichsbürgervereinigung „Ge-
einte deutsche Völker und Stämme“ in NRW? (Bericht beantragt von der Frak-
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN [s. Anlage 7]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 17/6675  

Berivan Aymaz (GRÜNE) fragt nach den Unklarheiten zwischen virtuellen und Aktivi-
täten in der realen Welt sowie nach rechtlichen Unterschieden zwischen Vereinigun-
gen mit Treffen in der digitalen sowie in der realen Welt. 

LMR Jürgen Kayser (IM) erläutert, bei virtuellen Aktivitäten müsse geklärt werden, 
wer dahinterstecke und ob diese Person tatsächlich für die Organisation handele. In 
jedem Fall müssten Handlungen, die der Organisation zugerechnet werden könnten, 
die Straftatbestände erfüllen, wobei es sich um den Gegenstand der Ermittlungen han-
dele. 
  



Landtag Nordrhein-Westfalen - 36 - APr 17/1781 

Innenausschuss 31.03.2022 
101. Sitzung (öffentlich)  
 
 

 

24 Versuch von „Der III. Weg“, eine Immobilie in Hilchenbach zu kaufen (Be-
richt beantragt von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN [s. Anlage 7]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 17/6676  

Berivan Aymaz (GRÜNE) möchte wissen, ob die Landesregierung in solchen Fragen 
die Kommunen sowie die Immobilienbesitzer in der Region entsprechend sensibilisiere. 

LMR Jürgen Kayser (IM) führt aus, der Verfassungsschutz kläre über die Aktivitäten 
von Der III. Weg auf vielfältige Art und Weise auf, nämlich etwa über den Verfassungs-
schutzbericht und Projekte mit den Kommunen. Auch stehe er bei konkreten Sachver-
halten in engem Austausch mit den Kommunen. Die Eigentümer insgesamt über 
rechtsextreme Organisationen und ihren möglichen Immobilienerwerb umfassend auf-
zuklären, stoße zum einen auf praktische Schwierigkeiten; zum anderen sei es nicht 
verboten, an rechtsextreme Organisationen zu verkaufen. 

Am Ende der Sitzung bedankt sich Vorsitzender Daniel Sieveke für die gute Zusam-
menarbeit über Parteigrenzen hinweg zu erschütternden und bedrückenden Ereignis-
sen. Den Umgang im PUA bezeichnet er als wegweisend. Der Innenausschuss habe 
in der Legislaturperiode 42 Anhörungen, 28 Gesetzentwürfe und 36 Anträge federfüh-
rend behandelt und erweise sich als der sparsamste Ausschuss. 

Sodann dankt er unter allgemeinem Beifall Birgit Hielscher für seine und die gute Un-
terstützung aller Fraktionen sowie dem Sitzungsdokumentarischen Dienst für die äu-
ßerst schnelle Bearbeitung der Protokolle und Anfragen der Ausschussmitglieder. Er 
wünscht allen Ausschussmitgliedern viel Erfolg sowie gute und faire Auseinanderset-
zungen im Wahlkampf. 

Hartmut Ganzke (SPD) stellt für seine Fraktion ebenfalls einen harmonischen Um-
gang im Innenausschuss fest, was auch am Vorsitzenden liege. Der Innenausschuss 
habe bewiesen, dass die Politik auch mit einem Sumpf zurechtkomme und nach vorne 
schaue. 

gez. Daniel Sieveke 
Vorsitzender 

7 Anlagen 
11.05.2022/12.05.2022 
11 
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